
 

Kaufmännische Krankenkasse – KKH 
Hauptverwaltung 
30144 Hannover 
 
 
Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 34 Abs. 2 SGB IV in Verbindung mit § 12 der Satzung 
der KKH 
 
 
Der Verwaltungsrat der Kaufmännischen Krankenkasse – KKH hat am 14. Dezember 2013 
den 27. Nachtrag zur Satzung der KKH in der ab dem 1. Juli 2009 geltenden Fassung be-
schlossen, der vom Bundesversicherungsamt als Aufsichtsbehörde am 20. Dezember 2013 
unter dem Geschäftszeichen II3-59012.0-514/2009 genehmigt worden ist. Der Nachtrag wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht: 
 
 
27. Nachtrag zur Satzung der Kaufmännischen Krankenkasse – KKH in der ab dem 1. Juli 
2009 geltenden Fassung: 
 
 

Artikel I 
 

Änderung der Satzung 
 
 
1) § 24 § 24 Absatz 5 wird wie folgt geändert:  
 

a) Unterabsatz b wird aufgehoben. 
 

b) Unterabsatz c wird Unterabsatz b. 
 
 
2) § 29m - o Nach § 29l werden folgende §§ 29m bis 29o eingefügt: 
 

"§ 29m – Leistungen von nicht zugelassenen Leistungs erbringern 
im ambulanten Bereich 

 
 

(1) Versicherte können nach Maßgabe der folgenden Absätze ambu-
lante medizinische Leistungen von nicht zugelassenen Leistungs-
erbringern in Anspruch nehmen, wenn die Leistungen medizinisch 
notwendig sind, um eine Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre 
Verschlimmerung zu verhüten oder Krankheitsbeschwerden zu lin-
dern. Voraussetzung ist, dass die Kasse mit dem jeweiligen nicht 
zugelassenen Leistungserbringer über die entsprechende Leistung 
eine Vereinbarung nach Absatz 2 geschlossen hat. 

 
(2) Die KKH trifft unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgebots nach 

§ 12 SGB V und orientiert am Bedarf der Versicherten Vereinbarun-
gen über die Erbringung ambulanter medizinischer Leistungen mit 
nicht zugelassenen Leistungserbringern. Der Abschluss einer Ver-
einbarung setzt voraus, dass die nicht zugelassenen Leistungser-
bringer über eine Qualifikation wie im 4. Kapitel des SGB V genann-
te zugelassene Leistungserbringer verfügen und eine zumindest 
qualitativ gleichwertige Versorgung sicherstellen. Über Leistungen, 
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die vom Gemeinsamen Bundesausschuss ausgeschlossen wurden, 
werden keine Vereinbarungen getroffen.  

 
(3) Die Art, die Dauer und der Umfang der Leistungen ergeben sich 

jeweils aus den zwischen der Kasse und den nicht zugelassenen 
Leistungserbringern getroffenen Vereinbarungen, über die die 
Kasse ein Verzeichnis führt. Die Versicherten haben das Recht, 
das Verzeichnis einzusehen.  

 
(4) Die Kasse übernimmt die Kosten bis zur Höhe der vergleichbaren 

Vertragssätze bei der Versorgung durch zugelassene Leistungser-
bringer, jedoch nicht mehr als die tatsächlichen Kosten. Gesetzlich 
vorgesehene Zuzahlungen sind abzuziehen. 

 

§ 29n – Zweitmeinungsverfahren 
 

(1) Versicherte können nach Maßgabe des § 29m Absätze 1 bis 3 
der Satzung sowie der folgenden Absätze eine qualifizierte ärzt-
liche Zweitmeinung zur Erforderlichkeit geplanter Operationen 
einholen.  

 
(2) Der Anspruch setzt voraus, dass dem Versicherten eine Kran-

kenhauseinweisung zur Durchführung einer geplanten orthopä-
dischen Operation an Knie, Hüfte, Rücken oder Schulter vor-
liegt und eine Krankenhausaufnahme zur Durchführung der 
Operation noch nicht erfolgt ist.  

 
(3) Die Einholung einer qualifizierten ärztlichen Zweitmeinung wird 

durch einen Leistungserbringer, mit dem die Kasse eine Verein-
barung nach § 29m der Satzung geschlossen hat, organisiert 
und vermittelt. Das Zweitmeinungsverfahren beinhaltet die Aus-
wertung der vorhandenen Befunddaten durch nicht zugelassene 
Fachärzte. 

 
(4) Im Rahmen der Vereinbarungen nach Absatz 3 verpflichtet die 

Kasse ihre Vertragspartner zur Einhaltung der datenschutz-
rechtlichen Vorschriften nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
und dem Sozialgesetzbuch einschließlich der erforderlichen 
technischen und organisatorischen Maßnahmen, wie sie sich 
aus § 9 BDSG und § 78a SGB X und den zugehörigen Anlagen 
ergeben, sowie zur Beachtung des Arztgeheimnisses (§ 203 
Strafgesetzbuch), wobei sich diese Verpflichtung insbesondere 
auch auf die Auswertung und Weitergabe der Befunddaten be-
zieht. 

 
(5) Die ärztliche Behandlung wird durch das Zweitmeinungsverfah-

ren nicht berührt. Unabhängig vom Ergebnis der qualifizierten 
ärztlichen Zweitmeinung steht es dem Versicherten frei, die ge-
plante orthopädische Operation durchführen zu lassen. 

 
(6) Die Kosten der Einholung einer qualifizierten ärztlichen Zweit-

meinung im Rahmen dieser Vorschrift übernimmt die Kasse in 
voller Höhe. 

 



 
 

§ 29o – Professionelle Zahnreinigung 
 

(1) Die KKH bezuschusst von Versicherten in Anspruch genommene 
professionelle Zahnreinigungen (PZR), die im Zusammenhang mit 
einer als Kassenleistung in Anspruch genommenen kieferorthopä-
dischen Behandlung mit festsitzenden kieferorthopädischen Be-
handlungsapparaturen (Multiband- bzw. Multibracketapparaturen) 
zur Sicherung der Mundhygiene von einem zugelassenen oder 
nach § 13 Absatz 4 SGB V berechtigten Zahnarzt durchgeführt 
werden. Der Anspruch ist beschränkt auf jeweils einen Zuschuss 
für eine PZR bei Behandlungsbeginn und für eine PZR bei Be-
handlungsende. Es gilt die Altersgrenze nach § 28 Absatz 2 Satz 6 
SGB V entsprechend. 

 
(2) Voraussetzung für den Kostenzuschuss ist  

 
− hinsichtlich der PZR bei Behandlungsbeginn, dass diese frü-

hestens vier Wochen vor dem Einsetzen der festsitzenden kie-
ferorthopädischen Behandlungsapparaturen und  
 

− hinsichtlich der PZR bei Behandlungsende, dass diese inner-
halb von vier Wochen nach Abschluss der kieferorthopädischen 
Behandlung im Sinn des § 29 Absatz 3 SGB V vorgenommen 
wird. Für den Behandlungsabschluss ist das Ausstellungsdatum 
der Abschlussbescheinigung maßgeblich. 

 
(3) Der Zuschuss wird nach Vorlage der jeweiligen Originalrechnung in 

Höhe der tatsächlich entstandenen Kosten, jedoch bis höchstens 
50 Euro je professionelle Zahnreinigung geleistet. Die Rechnung 
muss den Namen des Patienten, den Namen des Zahnarztes, den 
Behandlungstag und die Behandlungskosten erkennen lassen. 

 
 

 
 

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
 
Artikel I Nummer 1 tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. Artikel I Nummer 2 tritt 
am 1. Januar 2014 in Kraft. 
 
 
 
Der vorstehend wiedergegebene 27. Nachtrag zur Satzung wurde vom Verwaltungsrat der 
Kaufmännischen Krankenkasse – KKH am 14. Dezember 2013 beschlossen. 
 
 
Hannover, den 16. Dezember 2013 
 
Ingo Kailuweit 
Vorsitzender des Vorstandes 
 
 
 
Hinweis: Auf www.kkh.de veröffentlicht am 27.12.2013. 


